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5. Finanzdienstleistungen, §§ 16-19 PAngV n. F.
Die Bestimmungen zu Finanzdienstleistungen aus den §§ 6-6c
PAngV a. F. befinden sich nun in §§ 16-19 PAngV; sprachlich gab
es nur geringfügige Änderungen, die keine inhaltlichen Ände-
rungen zur Folge haben.74) Es bleibt insbesondere dabei, dass die
Einhaltung der Vorschriften über Finanzdienstleistungen in der
PAngV von den Ländern beaufsichtigt wird. Der Verordnungs-
geber hat sich im Normsetzungsverfahren ausdrücklich dagegen
entschieden, diese Aufgabe der BaFin zu übertragen.75)

Durch die stetig wachsende Anzahl von Geschäften, die als „Kauf
auf Raten“ abgewickelt werden, geben immer häufiger Einzel-
händler Verbraucherdarlehen aus. Diese Unternehmen unterste-
hen üblicherweise nicht der Aufsicht der BaFin, so dass eine
Zersplitterung der Überwachung insgesamt gedroht hätte.76)

a) § 16 PAngV n. F.
In § 16 PAngV n. F. wurden ohne inhaltliche Änderung die Re-
gelungen des § 6 PAngV a. F. übernommen. An manchen Stellen
wurde der Wortlaut lediglich klarstellend überarbeitet. Absatz 1
verzichtet beispielweise auf die Begriffsbestimmung des Unter-
nehmers, die sich aus § 2 Nr. 8 PAngV n. F. ergibt.

In Absatz 3 wird die Aufzählung, der in die Berechnung des effek-
tiven Jahreszinses einzubeziehenden Werte, in Nr. 1 um die Kos-
ten für die Vermittlung des Verbraucherdarlehns ergänzt. Bisher
war dies in § 6 Abs. 3 S. 1 PAngV a. F. geregelt. Dadurch ist die
Regelung systematisch eindeutig und die Kostenbestandteile sind
besser auffindbar. Die Formulierung des Abs. 6 wurde sprachlich
überarbeitet. Inhaltlich ist damit keine Änderung verbunden.

b) § 17 PAngV n. F.
§ 17 PAngV n. F. ist eine inhaltliche Übernahme des § 6a PAngV
a. F. In Abs. 1 wurden die beiden Alternativen getauscht, um
klarzustellen, dass das Hauptinteresse des Verbrauchers die
Kenntnis über die genauen Kosten des Kredits ist. In Abs. 7 wird
die Anwendbarkeit auf Immobiliar-Verbraucherdarlehensverträ-
ge nicht mehr positiv auf Abs. 1 beschränkt, sondern die Abs. 2
bis 6 sind von der Anwendbarkeit ausgeschlossen. Inhaltlich ist
auch damit keine Änderung verbunden.

c) §§ 18, 19 PAngV n. F.
§§ 18 und 19 PAngV n. F. sind wörtliche Übernahmen der §§ 6b
und 6c PAngV a. F. Es wurden nur die Verweisungen innerhalb
der PAngV angepasst.

6. Ordnungswidrigkeiten, § 20 PAngV n. F.
§ 20 PAngV n. F. wurde mit Blick auf seinen Ursprung im Jahr
1985 neu gegliedert. Die Norm fasst nunmehr vergleichbare Ver-
stöße gegen die verschiedenen Pflichten in fünf Nummern zu-
sammen, in die die neuen Tatbestände (§ 11 PAngV n. F., § 15
Abs. 2 PAngV n. F.) aufgenommen wurden.

III. Fazit
Wie bereits für die §§ 1 bis 11 PAngV n. F. festgestellt,77) ent-
halten die §§ 12 bis 20 PAngV n. F. deutlich mehr inhaltliche
Veränderungen, als angesichts der eher begrenzten Zahl wirk-
lich neuer Vorschriften zu vermuten war. Hinzuweisen ist insbe-
sondere auf die Neuerungen in § 12 Abs. 2 PAngV n. F., § 13
Abs. 4 PAngV n. F. und § 14 Abs. 2 PAngV n. F.

Im Zuge der systematischen Umstellung und sprachlichen Prä-
zisierungsbemühungen haben sich in den hier betrachteten Vor-
schriften verschiedene Ungenauigkeiten eingeschlichen, die die
Rechtsanwendung erschweren (u.a. § 12 Abs. 1 PAngV n. F.,
§ 13 Abs. 2 S. 1 und 2 PAngV n. F., § 15 Abs. 2 PAngV n. F.).
Insgesamt bleibt aber auch hier78) festzuhalten, dass die Überar-
beitung der Regelungssystematik im Großen und Ganzen gelun-
gen ist. Regelungstechnische Friktionen lassen sich bei derart
grundlegenden Überarbeitungen von größeren Normkomplexen
meist nicht gänzlich vermeiden. Bestehende Defizite werden vor-
liegend durch die deutlich verbesserte Lesbarkeit der PAngV
zudem mehr als aufgewogen.

74) Begründung, BR-Drucks. 669/21, S. 46 f.
75) Begründung, BR-Drucks. 669/21, S. 46.
76) Begründung, BR-Drucks. 669/21, S. 47.
77) Buchmann/Sauer WRP 2022, 538, 547.
78) Ebenso schon für §§ 1-11 PAngV n. F. im ersten Teil des Beitrags, Buchmann/Sauer

WRP 2022, 538, 547.
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VI. Fazit und Ausblick

Die Haftung für Urheberrechtsverletzungen im Internet wird
maßgeblich durch das Unionsrecht und die Rechtsprechung
des EuGH beeinflusst. Der BGH hat dem EuGH hierzu in den
beiden Vorabentscheidungsersuchen YouTube I und uploaded I
seine ständige Rechtsprechung zur Haftungssystematik für Ur-
heberrechtsverletzungen, insbesondere die Anwendung der
Grundsätze zur Störerhaftung, zur Prüfung vorgelegt.1) In einer
verbundenen Rechtssache hat der EuGH am 22.06.2021 die Vor-
lagenfragen des BGH umfassend beantwortet.2) Mit Urteilen je-
weils vom 02.06.2022 setzte der BGH die Entscheidung des
EuGH in seiner Rechtsprechung YouTube II, uploaded II und
uploaded III um.3) Diese Umsetzung durch den BGH in der deut-
schen Rechtsprechung soll im nachfolgenden Beitrag, ausgehend
von den unionsrechtlichen Vorgaben zur Haftung für Urheber-
rechtsverletzungen im Internet, bewertet werden.

I. Einleitung
Die Haftung für Urheberrechtsverletzungen im Internet ergibt
sich aus den Regelungen zum allgemeinen Deliktsrecht. Da das
allgemeine Deliktsrecht bislang nicht unionsrechtlich harmoni-
siert wurde, gibt es keine explizite unionsrechtliche Verantwort-
lichkeit für Urheberrechtsverletzungen. Die Haftung richtet sich
vielmehr nach dem nationalen Recht der einzelnen Europäischen
Mitgliedstaaten.4) Allerdings sehen verschiedene unionsrecht-
liche Richtlinien – insbesondere die InfoSoc-Richtlinie, DSM-
Richtlinie, Enforcement-Richtlinie und E-Commerce-Richtlinie –
Regelungen vor, die sich auf die Verantwortlichkeit für Urheber-
rechtsverletzungen im Internet auswirken und aufgrund ihrer
Vollharmonisierung im jeweiligen nationalen Recht umzusetzen
sind. Bereits aus Art. 2 InfoSoc-Richtlinie folgt, dass sowohl eine
unmittelbare als auch eine mittelbare Vervielfältigungshandlung
das Vervielfältigungsrecht eines Rechteinhabers verletzen kann.
Bezüglich einer Verletzung des Rechts der öffentlichen Wieder-
gabe gemäß Art. 3 Abs. 1 InfoSoc-Richtlinie differenziert der
EuGH in den Entscheidungsgründen seiner ständigen Rechtspre-
chung ebenfalls zwischen unmittelbaren und mittelbaren Hand-
lungen der Wiedergabe,5) auch wenn er diese Differenzierung

nicht ausdrücklich benennt.6) Hinzu kommt, dass gemäß Art. 8
Abs. 3 InfoSoc-Richtlinie für Rechteinhaber die Möglichkeit be-
stehen muss, gerichtliche Anordnungen gegen Vermittler zu be-
antragen, deren Dienste von einem Dritten zur Begehung einer
Urheberrechtsverletzung genutzt wurden, unabhängig davon, ob
sie selbst für diese Urheberrechtsverletzung verantwortlich sind
oder für Rechteinhaber andere Rechtsbehelfe bestehen.7) Dem-
nach unterscheidet das Unionsrecht bei Urheberrechtsverletzun-
gen zwischen einer Primärhaftung für unmittelbare Verletzungs-
handlungen (hierzu unter II.), einer Sekundärhaftung für mittel-
bare Verletzungshandlungen (hierzu unter III.) und einer Ver-
mittlerhaftung, die unabhängig von einer Verletzungshandlung
besteht (hierzu unter IV.). Diese unionsrechtlichen Grundsätze
müssen auch im deutschen Recht entsprechend umgesetzt wer-
den, was zuletzt durch die Urteile des BGH in den Rechtssachen
YouTube II,8) uploaded II9) und uploaded III10) erfolgt ist (hierzu
unter V.).

II. Primärhaftung
Eine unionsrechtliche Primärhaftung liegt vor, wenn eine Urhe-
berrechtsverletzung objektiv durch eine eigene unmittelbare
Handlung verwirklicht wird (hierzu unter II. 1.). Außerdem kann
eine Primärhaftung auch angenommen werden, wenn sich je-
mand eine fremde Urheberrechtsverletzung zu eigen macht
(hierzu unter II. 2.) oder eine fremde Handlung unmittelbar über-
nimmt und diese bewusst erneut aktiv in die Wege leitet und
dadurch eine Verletzungshandlung vornimmt (hierzu un-
ter II. 3.).

1. Eigenständige unmittelbare Handlung
Begeht jemand objektiv durch eine eigenständige unmittelbare
Handlung ohne Erlaubnis des jeweiligen Rechteinhabers eine
Urheberrechtsverletzung, ist er im Rahmen einer Primärhaftung
uneingeschränkt hierfür verantwortlich.11) Aufgrund der unmit-
telbaren Verletzungshandlung kommt dem Handelnden ohne
weitere Prüfung eine zentrale Rolle im Hinblick auf die Urheber-
rechtsverletzung zu und es ist nicht entscheidend, ob er vorsätz-
lich oder fahrlässig handelt.12) In einem solchen Fall bedarf es
keiner individuellen Beurteilung der Umstände der konkreten
Handlung, da stets eine unmittelbare Urheberrechtsverletzung
erfolgt.13)

2. Sich zu eigen machen einer fremden Handlung
Eine Primärhaftung liegt auch vor, wenn sich jemand eine frem-
de Urheberrechtsverletzung eines Dritten zu eigen macht. Dies
ist der Fall, wenn der Handelnde die Verletzungshandlung eines
Dritten billigt und diese für eigene Zwecke nutzt, indem er z. B.
urheberrechtsverletzende Inhalte eines Dritten bewusst aus-
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1) BGH, 20.09.2018 – I ZR 53/17, WRP 2018, 1480 – uploaded I; BGH, 13.09.2018 –

I ZR 140/15, WRP 2018, 1338 – YouTube I.
2) EuGH, 22.06.2021 – C‑682/18 u. C‑683/18, WRP 2021, 1019 – Frank Peterson u.a./

Google, YouTube u.a.
3) BGH, 02.06.2022 – I ZR 140/15, WRP 2022, 1106 – YouTube II; BGH, 02.06.2022 –

I ZR 53/17, WRP 2022, 1120 – uploaded II; BGH, 02.06.2022 – I ZR 135/18, WRP
2022, 1269 – uploaded III.

4) Vgl. Ohly, ZUM 2017, 793, 794.
5) Zur unmittelbaren Handlung der Wiedergabe EuGH, 07.08.2018 – C‑161/17, WRP

2018,1052 – Land Nordrhein-Westfalen/Dirk Renckhoff; EuGH, 16.03.2017 – C‑138/
16, WRP 2017, 682 – AKM/Zürs.net; EuGH, 19.11.2015 – C‑325/14, GRUR 2016,
60 – SBS/SABAM; EuGH, 07.03.2013 –C‑607/11,WRP 2013, 618 – ITV Broadcasting
u.a./TVCatchup; zur mittelbaren Handlung der Wiedergabe EuGH, 22.06.2021 –

C‑682/18 u. C‑683/18, WRP 2021, 1019 – Frank Peterson u.a./Google, YouTube
u.a.; EuGH, 09.03.2021 – C‑392/19, WRP 2021, 600 – VG Bild-Kunst/Stiftung Preu-
ßischer Kulturbesitz; EuGH, 14.06.2017 – C‑610/15, WRP 2017, 936 – Stichting
Brein/Ziggo u.a.; EuGH, 26.04.2017 – C‑527/15, WRP 2017, 677 – Stichting Brein/
Jack FrederikWullems; EuGH, 08.09.2016 – C‑160/15,WRP 2016, 1347 –GSMedia/
Sanoma Media u.a.; EuGH, 31.05.2016 – C‑117/15, GRUR 2016, 684 – Reha Trai-
ning/GEMA.

6) Angedeutet in EuGH, 22.06.2021 – C‑682/18 u. C‑683/18, WRP 2021, 1019
Rn. 71 ff. – Frank Peterson u.a./Google, YouTube u.a.; zur Differenzierung nach un-
mittelbaren und mittelbaren Handlungen der Wiedergabe in der Rechtsprechung des
EuGH siehe GA Øe, Schlussantrag v. 16.07.2020 – C‑682/18 u. C‑683/18, BeckRS
2020, 18772 Rn. 64 ff. – Frank Peterson u.a./Google, YouTube u.a.; Ohly, GRUR 2018,
996, 998; Ohly, ZUM 2017, 793, 796; Wypchol, EuZW 2018, 819, 822.

7) Siehe auch Erwägungsgrund 59 InfoSoc-Richtlinie.
8) BGH, 02.06.2022 – I ZR 140/15, WRP 2022, 1106 – YouTube II.
9) BGH, 02.06.2022 – I ZR 53/17, WRP 2022, 1120 – uploaded II.

10) BGH, 02.06.2022 – I ZR 135/18, WRP 2022, 1269 – uploaded III.
11) GA Øe, Schlussantrag v. 16.07.2020 – C‑682/18 u. C‑683/18, BeckRS 2020, 18772

Rn. 64 u. 101 – Frank Peterson u.a./Google, YouTube u.a.
12) GA Szpunar, Schlussantrag v. 07.12.2020 –C‑597/19, BeckRS 2020, 35419 Rn. 58 f. –

Mircom International Content Management & Consulting (M. I. C. M.)/Telenet u.a.;
GA Øe, Schlussantrag v. 16.07.2020 – C‑682/18 u. C‑683/18, BeckRS 2020, 18772
Rn. 64 – Frank Peterson u.a./Google, YouTube u.a.

13) Vgl. EuGH, 07.08.2018 – C‑161/17,WRP 2018,1052 Rn. 20 f. – Land Nordrhein-West-
falen/Dirk Renckhoff; so auch GA Szpunar, Schlussantrag v. 07.12.2020 – C‑597/19,
BeckRS 2020, 35419 Rn. 60 f. –Mircom International Content Management & Consul-
ting (M. I. C. M.)/Telenet u.a.; GA Øe, Schlussantrag v. 16.07.2020 – C‑682/18 u.
C‑683/18, BeckRS 2020, 18772 Rn. 64 – Frank Peterson u.a./Google, YouTube u.a.
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wählt oder auf andere Weise auf sie Einfluss nimmt oder aber
urheberrechtsverletzende Inhalte eines Dritten in der Art und
Weise präsentiert, dass sie nach außen als eigene Inhalte erschei-
nen.14) Durch ein solches Verhalten macht sich der Handelnde
durch eine eigene unmittelbare Handlung den urheberrechtsver-
letzenden Inhalt des Dritten zu eigen, sodass er gemeinsam mit
dem Dritten unmittelbar verantwortlich ist.

3. Unmittelbare Übernahme einer fremden Handlung
Eine unionsrechtliche Primärhaftung kann außerdem angenom-
men werden, wenn jemand eine Handlung eines Dritten unmit-
telbar übernimmt und sich bewusst dazu entscheidet, diese er-
neut aktiv in die Wege zu leiten und dadurch eine Verletzungs-
handlung vornimmt.15) Dabei ist es unerheblich, ob die ur-
sprüngliche Handlung des Dritten bereits urheberrechtsverlet-
zend war oder rechtmäßig erfolgt ist, da die erneute eigenstän-
dige Vornahme der Handlung durch den Handelnden selbst zu
einer Urheberrechtsverletzung führen kann. Nach der ständigen
Rechtsprechung des EuGH zur Verletzung des Rechts der öffent-
lichen Wiedergabe gemäß Art. 3 Abs. 1 InfoSoc-Richtlinie liegt
ein solcher Fall z. B. vor, wenn jemand eigenständig eine zusätz-
liche Handlung der Wiedergabe vornimmt, indem er die ur-
sprüngliche Wiedergabe eines Dritten an ein neues Publikum
oder mittels eines anderen technischen Verfahrens erneut in
die Wege leitet.16) Der EuGH hat bereits entschieden, dass der-
jenige, der eine Sendung eines Rundfunkveranstalters empfängt
und diese zeitlich unverändert und vollständig im Internet als
Live-Stream weiterverbreitet, eine neue Nutzung der jeweiligen
Sendung vornimmt, die mit einer eigenständigen unmittelbaren
Handlung gleichzusetzen ist, weil sich dieWiedergabe durch den
Live-Stream von der ursprünglichen Rundfunkübertragung un-
terscheidet und eine neue Handlung der Wiedergabe darstellt.17)

III. Sekundärhaftung
Liegt bei einer Urheberrechtsverletzung lediglich eine mittelbare
Verletzungshandlung vor, kann nach den unionsrechtlichen
Grundsätzen eine Sekundärhaftung vorliegen. Durch die Sekun-
därhaftung soll insbesondere im Hinblick auf Urheberrechtsver-
letzungen im Internet ein interessengerechter Ausgleich für
Diensteanbieter geschaffen werden. Einerseits soll derjenige,
der durch seine mittelbare Handlung eine Urheberrechtsverlet-
zung eines Dritten erleichtert, für diese fremde Urheberrechts-
verletzung auch verantwortlich sein und andererseits soll derje-
nige, der mit seinem Dienst durch Innovationen oder Weiterent-
wicklungen zum Fortschritt des Internets beiträgt, nicht an der
Bereitstellung seines Dienstes gehindert werden, nur weil dieser
Dienst im Einzelfall mittelbar zu rechtswidrigen oder rechtsver-
letzenden Zwecken durch Dritte missbraucht wird.18) Die Sekun-
därhaftung wird im Unionsrecht mit der Primärhaftung gleich-
gestellt, sodass ein mittelbar haftender Diensteanbieter uneinge-
schränkt wegen einer Urheberrechtsverletzung in Anspruch ge-
nommen werden kann. Zur Begründung der Sekundärhaftung
muss eine mittelbare Handlung im Hinblick auf eine unmittel-
bare Urheberrechtsverletzung vorliegen (hierzu unter III. 1.).
Aus der Rechtsprechung des EuGH zu Art. 3 Abs. 1 InfoSoc-Richt-

linie folgt, dass anhand einer individuellen Beurteilung unter
Berücksichtigung unterschiedlicher objektiver und subjektiver
Kriterien zu ermitteln ist, ob diese mittelbare Handlungmit einer
unmittelbaren Handlung gleichgesetzt werden kann.19) Ent-
scheidend ist dabei insbesondere, ob der mittelbar Handelnde
aus objektiver Sicht eine zentrale Rolle hinsichtlich der unmittel-
baren Verletzungshandlung des Dritten einnimmt (hierzu un-
ter III. 2.) und ob er aus subjektiver Sicht in voller Kenntnis
der Folgen seines Verhaltens tätig wird (hierzu unter III. 3.).

1. Mittelbare Handlung
Eine mittelbare Verletzungshandlung liegt vor, wenn jemand in
irgendeiner Weise zu einer fremden Urheberrechtsverletzung
beiträgt, ohne dass er mit seiner Handlung selbst unmittelbar
die Verletzungshandlung vornimmt. Für die Annahme einer mit-
telbaren Handlung kann es daher genügen, wenn ein Dienstean-
bieter seinen Dienst im Internet lediglich zur Nutzung bereitstellt
und dieser durch Nutzer des Internets zum Begehen einer un-
mittelbaren Verletzungshandlung verwendet wird. Beim Strea-
men von audiovisuellen Inhalten kann die mittelbare Handlung
bereits darin gesehen werden, dass ein Dienst den Stream im
Internet ermöglicht oder zumindest verwirklicht.20)

2. Zentrale Rolle
Zur Annahme einer Sekundärhaftung ist es nach der ständigen
Rechtsprechung des EuGH erforderlich, dass der mittelbar Han-
delnde objektiv im Hinblick auf die unmittelbare Verletzungs-
handlung eines Dritten eine zentrale Rolle einnimmt.21) Die
englischen Fassungen der entsprechenden Entscheidungen
des EuGH verwenden diesbezüglich die Formulierung „indis-
pensable role“.22) Daher ist davon auszugehen, dass damit eine
„unverzichtbare Rolle“ des mittelbar Handelnden gemeint ist.
Eine solche unverzichtbare Rolle liegt vor, wenn durch die mit-
telbare Handlung die unmittelbare Verletzungshandlung er-
möglicht oder zumindest erleichtert wird.23) Der mittelbar Han-
delnde muss allerdings darüber hinaus in Bezug auf die unmit-
telbare Verletzungshandlung des Dritten aktiv tätig werden.24)

Unter Berücksichtigung von Erwägungsgrund 27 InfoSoc-Richt-
linie genügt es für die Annahme einer zentralen Rolle nicht,
wenn lediglich ein Dienst zur Nutzung im Internet bereitgehal-
ten wird, sondern es muss vielmehr ein Zusammenhang zwi-
schen dem Dienst und der konkreten Urheberrechtsverletzung
des Dritten bestehen.25) Hinsichtlich einer mittelbaren Verlet-
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14) GA Øe, Schlussantrag v. 16.07.2020 – C‑682/18 u. C‑683/18, BeckRS 2020, 18772
Rn. 75 u. 81 ff. – Frank Peterson u.a./Google, YouTube u.a.

15) Vgl. GA Øe, Schlussantrag v. 16.07.2020 – C‑682/18 u. C‑683/18, BeckRS 2020,
18772 Rn. 75 u. 79 – Frank Peterson u.a./Google, YouTube u.a.

16) Vgl. EuGH, 29.11.2017 – C‑265/16, WRP 2018, 48 Rn. 46 – VCAST/RTI; EuGH,
16.03.2017 – C‑138/16, WRP 2017, 682 Rn. 25 f. – AKM/Zürs.net; EuGH, 19.11.
2015 – C‑325/14, GRUR 2016, 60 Rn. 18 f. – SBS/SABAM.

17) EuGH, 07.03.2013 – C‑607/11, WRP 2013, 618 Rn. 26 – ITV Broadcasting u.a./
TVCatchup.

18) GA Øe, Schlussantrag v. 16.07.2020 – C‑682/18 u. C‑683/18, BeckRS 2020, 18772
Rn. 119 – Frank Peterson u.a./Google, YouTube u.a.

19) Vgl. EuGH, 22.06.2021 – C‑682/18 u. C‑683/18, WRP 2021, 1019 Rn. 67 u. 80 –

Frank Peterson u.a./Google, YouTube u.a.; EuGH, 09.03.2021 – C‑392/19, WRP
2021, 600 Rn. 34 – VG Bild-Kunst/Stiftung Preußischer Kulturbesitz; EuGH, 02.04.
2020 – C‑753/18, WRP 2020, 715 Rn. 31 – Stim und SAMI/Fleetmanager Sweden
u.a.; EuGH, 14.06.2017 – C‑610/15, WRP 2017, 936 Rn. 25 f. – Stichting Brein/Ziggo
u.a.; EuGH, 26.04.2017 – C‑527/15, WRP 2017, 677 Rn. 30 f. – Stichting Brein/Jack
Frederik Wullems; zur Kritik, dass Art. 3 Abs. 1 InfoSoc-Richtlinie die Sekundärhaf-
tung nicht regle, GA Øe, Schlussantrag v. 16.07.2020 – C‑682/18 u. C‑683/18,
BeckRS 2020, 18772 Rn. 102 ff. – Frank Peterson u.a./Google, YouTube u.a.

20) GA Øe, Schlussantrag v. 16.07.2020 – C‑682/18 u. C‑683/18, BeckRS 2020, 18772
Rn. 74 – Frank Peterson u.a./Google, YouTube u.a.

21) EuGH, 22.06.2021 – C‑682/18 u. C‑683/18, WRP 2021, 1019 Rn. 68 – Frank Peter-
son u.a./Google, YouTube u.a.; EuGH, 14.06.2017 – C‑610/15, WRP 2017, 936
Rn. 25 f. – Stichting Brein/Ziggo u.a.; EuGH, 26.04.2017 – C‑527/15, WRP 2017,
677 Rn. 30 f. – Stichting Brein/Jack Frederik Wullems.

22) So z. B. die englischen Fassungen von EuGH, 22.06.2021 – C‑682/18 u. C‑683/18,
ECLI:EU:C:2021:503 Rn. 68 – Frank Peterson u.a./Google, YouTube u.a.; EuGH,
14.06.2017 – C‑610/15, ECLI:EU:C:2017:456 Rn. 26 – Stichting Brein/Ziggo u.a.;
EuGH, 08.09.2016 – C‑160/15, ECLI:EU:C:2016:644 Rn. 35 – GS Media/Sanoma Me-
dia u.a.; EuGH, 31.05.2016 – C‑117/15, ECLI:EU:C:2016:379 Rn. 46 – Reha Training/
GEMA.

23) GA Øe, Schlussantrag v. 16.07.2020 – C‑682/18 u. C‑683/18, BeckRS 2020, 18772
Rn. 109 – Frank Peterson u.a./Google, YouTube u.a.

24) GA Szpunar, Schlussantrag v. 15.01.2020 –C‑753/18, BeckRS 2020, 53 Rn. 33 u. 40 –
Stim und SAMI/Fleetmanager Sweden u.a.

25) Vgl. EuGH, 22.06.2021 – C‑682/18 u. C‑683/18, WRP 2021, 1019 Rn. 79 – Frank
Peterson u.a./Google, YouTube u.a.; siehe auch GA Szpunar, Schlussantrag v. 15.01.
2020 – C‑753/18, BeckRS 2020, 53 Rn. 35 – Stim und SAMI/Fleetmanager Sweden
u.a.
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zung des Rechts der öffentlichen Wiedergabe gemäß Art. 3
Abs. 1 InfoSoc-Richtlinie setzt der EuGH voraus, dass ein Diens-
teanbieter seinen Nutzern den Zugang zu einem urheberrecht-
lich geschützten Werk im Internet aktiv verschaffen muss, wo-
bei ein solches aktives Tätigwerden insbesondere dann vorliegt,
wenn die Nutzer des Internets ohne den Dienst keinen oder nur
deutlich schwerer bzw. komplexer Zugang zum urheberrecht-
lich geschützten Werk erhalten würden.26) Dies ist z. B. der
Fall, wenn jemand das Signal eines Rundfunk- oder Radiover-
anstalters über eigene zuvor installierte technische Einrichtun-
gen weiterverbreitet und dadurch einem anderen Empfänger-
kreis den Zugang zum jeweiligen Signal verschafft.27) Außer-
dem ist ein aktives Tätigwerden zu bejahen, wenn jemand Set-
Top-Boxen verkauft, auf denen bestimmte Add-ons vorinstal-
liert sind, mit denen der Zugriff auf urheberrechtsverletzende
Inhalte erleichtert wird.28) Zudem wird auch derjenige aktiv
tätig, der eine Peer-to-Peer-Website betreibt und dadurch das
Teilen von urheberrechtlich geschützten Inhalten ermög-
licht.29) Auch das Setzen eines Hyperlinks zu einem urheber-
rechtlich geschützten Inhalt auf einer anderen Website kann
zur Annahme einer zentralen Rolle führen.30)

3. Kenntnis der Folgen des Verhaltens
In subjektiver Hinsicht ist es nach der ständigen Rechtspre-
chung des EuGH zur Annahme einer Sekundärhaftung erfor-
derlich, dass der mittelbar Handelnde in voller Kenntnis der
Folgen seines Verhaltens tätig wird.31) Der EuGH stellt diesbe-
züglich etwas missverständlich darauf ab, dass die „Vorsätz-
lichkeit seines Handelns“ vorliegen muss.32) Dabei ist zu be-
achten, dass der EuGH in seinen Entscheidungsgründen aus-
führt, dass eine solche Vorsätzlichkeit des Handelns vorliegt,
wenn jemand in voller Kenntnis der Folgen seines Verhaltens
tätig wird, um seinen Nutzern Zugang zu einem urheberrecht-
lich geschützten Werk zu verschaffen.33) Die volle Kenntnis
beschränkt sich daher auf die mittelbare Handlung. Dem mittel-
bar Handelnden muss folglich lediglich bewusst sein, dass er
überhaupt mittelbar fremde Urheberrechtsverletzungen ermög-
licht oder erleichtert.34) Nicht erforderlich ist, dass er volle
Kenntnis von der konkreten unmittelbaren Verletzungshand-
lung eines Dritten und der damit verbundenen Urheberrechts-
verletzung hat.35) Insofern muss der mittelbare Handelnde ge-
rade nicht vorsätzlich hinsichtlich der konkreten Urheber-
rechtsverletzung des Dritten tätig werden. Eine volle Kenntnis
der Folgen des Verhaltens kann vielmehr bereits dann ange-

nommen werden, wenn dem mittelbar Handelnden bekannt ist,
dass seine Nutzer ohne seine mittelbare Handlung keinen oder
nur deutlich schwerer bzw. komplexer Zugang zu urheberrecht-
lich geschützten Inhalten erhalten würden.36) In diesem Zu-
sammenhang können sämtliche Kriterien berücksichtigt wer-
den, die die maßgebliche Situation kennzeichnen und es ermög-
lichen, direkt oder indirekt Schlussfolgerungen hinsichtlich der
vollen Kenntnis der Folgen des Verhaltens eines mittelbar Han-
delnden zu ziehen.37)

a) Verletzung urheberrechtlicher Verkehrs- oder Sorg-
faltspflichten

Die volle Kenntnis der Folgen des Verhaltens kann angenom-
men werden, wenn der mittelbar Handelnde im Rahmen seines
Dienstes eine urheberrechtliche Verkehrs- oder Sorgfaltspflicht
verletzt. Der EuGH hat klargestellt, dass ein Diensteanbieter in
voller Kenntnis der Folgen seines Verhaltens tätig wird, wenn
er weiß oder vernünftigerweise hätte wissen müssen, dass über
seinen Dienst durch Nutzer im Allgemeinen urheberrechtlich
geschützte Inhalte rechtswidrig öffentlich zugänglich gemacht
werden und er dennoch keine geeigneten technischen Maß-
nahmen ergreift, die von einem die übliche Sorgfalt beachten-
den Wirtschaftsteilnehmer in seiner Situation erwartet werden
können, um Urheberrechtsverletzungen über seinen Dienst
glaubwürdig und wirksam zu bekämpfen.38) Unter Berücksich-
tigung von Art. 13 Enforcement-Richtlinie genügt es, wenn der
mittelbar Handelnde wusste oder vernünftigerweise hätte wis-
sen müssen, dass er durch die Bereitstellung seines Dienstes
und sein aktives Tätigwerden eine gefährliche Handlung vor-
nimmt und mittelbar zu fremden Urheberrechtsverletzungen
beiträgt.39) Allerdings hat der EuGH auch ausgeführt, dass eine
allgemeine Kenntnis des Diensteanbieters hinsichtlich der Ver-
fügbarkeit von urheberrechtsverletzenden Inhalten auf seinem
Dienst gerade nicht genügt, um eine volle Kenntnis der Folgen
seines Verhaltens zu begründen, sofern er bei der Bereitstel-
lung seines Dienstes ansonsten keine urheberrechtlichen Ver-
kehrs- oder Sorgfaltspflichten verletzt.40) Das bedeutet, dass
ein Diensteanbieter, der allgemein Kenntnis davon hat, dass
er durch die Bereitstellung seines Dienstes die Gefahr von Ur-
heberrechtsverletzungen erhöht, in voller Kenntnis der Folgen
seines Verhaltens tätig wird, sofern ihn eine urheberrechtliche
Verkehrs- oder Sorgfaltspflicht zur Verhinderung von Urheber-
rechtsverletzungen trifft. Anerkannt ist dabei, dass an die ur-
heberrechtlichen Verkehrs- und Sorgfaltspflichten eines Diens-
teanbieters, dessen Dienst generell eine Verletzungsgeneigtheit
für Urheberrechtsverletzungen aufweist, höhere Anforderungen
gestellt werden können.41) Eine Sekundärhaftung eines Diens-
teanbieters kann daher insbesondere angenommen werden,
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26) Vgl. EuGH, 22.06.2021 – C‑682/18 u. C‑683/18, WRP 2021, 1019 Rn. 77 – Frank
Peterson u.a./Google, YouTube u.a.; EuGH, 14.06.2017 – C‑610/15, WRP 2017, 936
Rn. 26 – Stichting Brein/Ziggo u.a.; EuGH, 26.04.2017 – C‑527/15, WRP 2017, 677
Rn. 31 – Stichting Brein/Jack Frederik Wullems.

27) EuGH, 31.05.2016 – C‑117/15, GRUR 2016, 684 Rn. 54 ff. – Reha Training/GEMA.
28) EuGH, 26.04.2017 – C‑527/15, WRP 2017, 677 Rn. 41 – Stichting Brein/Jack Frede-

rik Wullems.
29) EuGH, 14.06.2017 – C‑610/15, WRP 2017, 936 Rn. 36 – Stichting Brein/Ziggo u.a.
30) Vgl. EuGH, 08.09.2016 – C‑160/15, WRP 2016, 1347 Rn. 39 ff. – GS Media/Sanoma

Media u.a.
31) EuGH, 22.06.2021 – C‑682/18 u. C‑683/18, WRP 2021, 1019 Rn. 68 u. 81 – Frank

Peterson u.a./Google, YouTube u.a.; EuGH, 14.06.2017 – C‑610/15, WRP 2017, 936
Rn. 25 f. – Stichting Brein/Ziggo u.a.; EuGH, 26.04.2017 – C‑527/15, WRP 2017, 677
Rn. 30 f. – Stichting Brein/Jack Frederik Wullems.

32) EuGH, 22.06.2021 –C‑682/18 u. C‑683/18,WRP 2021, 1019 Rn. 68, 78 u. 80 – Frank
Peterson u.a./Google, YouTube u.a.; EuGH, 14.06.2017 – C‑610/15, WRP 2017, 936
Rn. 25 f. – Stichting Brein/Ziggo u.a.; EuGH, 26.04.2017 – C‑527/15, WRP 2017, 677
Rn. 30 f. – Stichting Brein/Jack Frederik Wullems.

33) EuGH, 22.06.2021 – C‑682/18 u. C‑683/18, WRP 2021, 1019 Rn. 68 u. 81 – Frank
Peterson u.a./Google, YouTube u.a.; EuGH, 14.06.2017 – C‑610/15, WRP 2017, 936
Rn. 25 f. – Stichting Brein/Ziggo u.a.; EuGH, 26.04.2017 – C‑527/15, WRP 2017, 677
Rn. 30 f. – Stichting Brein/Jack Frederik Wullems.

34) EuGH, 14.06.2017 – C‑610/15, WRP 2017, 936 Rn. 36 – Stichting Brein/Ziggo u.a.;
EuGH, 26.04.2017 – C‑527/15, WRP 2017, 677 Rn. 50 – Stichting Brein/Jack Frede-
rik Wullems; so auch Leistner, GRUR 2017, 755, 757.

35) Vgl. GA Øe, Schlussantrag v. 16.07.2020 – C‑682/18 u. C‑683/18, BeckRS 2020,
18772 Rn. 100 ff. – Frank Peterson u.a./Google, YouTube u.a.

36) Vgl. EuGH, 22.06.2021 – C‑682/18 u. C‑683/18, WRP 2021, 1019 Rn. 77 – Frank
Peterson u.a./Google, YouTube u.a.; EuGH, 14.06.2017 – C‑610/15, WRP 2017, 936
Rn. 26 – Stichting Brein/Ziggo u.a.; EuGH, 26.04.2017 – C‑527/15, WRP 2017, 677
Rn. 31 – Stichting Brein/Jack Frederik Wullems.

37) EuGH, 22.06.2021 – C‑682/18 u. C‑683/18, WRP 2021, 1019 Rn. 83 – Frank Peter-
son u.a./Google, YouTube u.a.

38) EuGH, 22.06.2021 – C‑682/18 u. C‑683/18,WRP 2021,1019 Rn. 84 – Frank Peterson
u.a./Google, YouTube u.a.; siehe bereits EuGH, 14.06.2017 – C‑610/15, WRP 2017,
936 Rn. 45 – Stichting Brein/Ziggo u.a.; EuGH, 26.04.2017 – C‑527/15, WRP 2017,
677 Rn. 50 – Stichting Brein/Jack Frederik Wullems; vgl. auch Frey, MMR 2022, 97,
99.

39) Vgl. GA Øe, Schlussantrag v. 16.07.2020 – C‑682/18 u. C‑683/18, BeckRS 2020,
18772 Rn. 100 ff. – Frank Peterson u.a./Google, YouTube u.a.

40) EuGH, 22.06.2021 – C‑682/18 u. C‑683/18, WRP 2021, 1019 Rn. 85 – Frank Peter-
son u.a./Google, YouTube u.a.; siehe bereits GA Øe, Schlussantrag v. 16.07.2020 –

C‑682/18 u. C‑683/18, BeckRS 2020, 18772 Rn. 116 ff. – Frank Peterson u.a./Google,
YouTube u.a.

41) Vgl. EuGH, 14.06.2017 – C‑610/15, WRP 2017, 936 Rn. 45 – Stichting Brein/Ziggo
u.a.; EuGH, 26.04.2017 – C‑527/15, WRP 2017, 677 Rn. 50 – Stichting Brein/Jack
Frederik Wullems; siehe auch Leistner, GRUR 2017, 755, 757; Ohly, GRUR 2016,
1152, 1157.
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wenn dieser verkehrs- und sorgfaltswidrig tätig wird und da-
durch im Hinblick auf die unmittelbare Urheberrechtsverlet-
zung eines Dritten fahrlässig handelt.42)

b) Förderung von unmittelbaren Urheberrechtsverlet-
zungen

Die volle Kenntnis der Folgen des Verhaltens kann auch vorlie-
gen, wenn der mittelbar Handelnde die unmittelbare Urheber-
rechtsverletzung eines Dritten bewusst fördert. Dies ist z. B. der
Fall, wenn ein Diensteanbieter an der Auswahl der urheberrecht-
lich geschützten Inhalte, die über seinen Dienst im Internet ver-
breitet werden, beteiligt ist oder im Rahmen seines Dienstes
Hilfsmittel anbietet, die speziell für das nichtautorisierte Teilen
von urheberrechtlich geschützten Inhalten bestimmt sind. Au-
ßerdem kann ein Diensteanbieter eine fremde Urheberrechtsver-
letzung bewusst fördern, indem er mittels seines Geschäftsmo-
dells die Nutzer anregt, urheberrechtlich geschützte Inhalte über
seinen Dienst zu verbreiten.43) Zudem handelt ein Diensteanbie-
ter auch in voller Kenntnis der Folgen seines Verhaltens, wenn er
die Möglichkeit zur Begehung von Urheberrechtsverletzungen
durch seinen Dienst aktiv bewirbt.44)

c) Gewinnerzielungsabsicht
Als weiteres subjektives Kriterium kann herangezogen werden,
ob der mittelbar Handelnde mit Gewinnerzielungsabsicht tätig
wird.45) Zwar ist die Gewinnerzielungsabsicht keine zwingende
Voraussetzung46) und das alleinige Vorliegen einer Gewinner-
zielungsabsicht kann nicht zu einer generellen Annahme einer
Sekundärhaftung führen47). Allerdings können hinsichtlich der
urheberrechtlichen Verkehrs- und Sorgfaltspflichten strengere
Anforderungen gelten, wenn der mittelbar Handelnde mit Ge-
winnerzielungsabsicht tätig wird. Nach der Rechtsprechung
des EuGH kann z. B. von jemanden, der mit Gewinnerzielungs-
absicht Verlinkungen im Internet vornimmt, erwartet werden,
dass er sich vergewissert, ob der verlinkte Inhalt auf der fremden
Website rechtmäßig ist, wobei in einem solchen Fall die volle
Kenntnis der Folgen des Verhaltens des mittelbar Handelnden
sogar widerleglich vermutet wird.48)

d) Erhalt eines hinreichenden Hinweises
Ein mittelbar Handelnder wird jedenfalls dann in voller Kenntnis
der Folgen seines Verhaltens tätig, wenn er durch einen Rechte-
inhaber auf eine Urheberrechtsverletzung hingewiesen wird, die
unter Verwendung seines Dienstes im Internet begangen wird,
und er sodann nicht unverzüglich die erforderlichen Maß-
nahmen ergreift, um die Urheberrechtsverletzung durch seinen

Dienst zu beenden.49) Durch den Erhalt eines solchen hinrei-
chenden Hinweises (sog. Notification) erlangt der mittelbar Han-
delnde Kenntnis vom urheberrechtsverletzenden Inhalt und bil-
ligt durch sein Verhalten bzw. sein unterlassenes Tätigwerden
die fremde Urheberrechtsverletzung, weshalb er offensichtlich
fahrlässig handelt.50)

IV. Vermittlerhaftung
Sofern ein Diensteanbieter für eine Urheberrechtsverletzung im
Internet nicht im Rahmen einer Primär- oder Sekundärhaftung
verantwortlich ist, kann er dennoch –wenn auch eingeschränkt –
auf der Grundlage der Vermittlerhaftung in Anspruch genom-
men werden. Die unionsrechtliche Vermittlerhaftung wird für
das Urheberrecht in Art. 8 Abs. 3 InfoSoc-Richtlinie geregelt.
Demnach haben die Europäischen Mitgliedstaaten sicherzustel-
len, dass Rechteinhaber bei einer Urheberrechtsverletzung auch
eine gerichtliche Anordnung gegen Vermittler beantragen kön-
nen. Zudem sieht Art. 11 S. 3 Enforcement-Richtlinie eine nahezu
wortgleiche Reglung fürMittelspersonen außerhalb des Urheber-
rechts vor, wobei die Begriffe des „Vermittlers“ und der „Mittel-
sperson“ synonym zu verstehen sind (hierzu unter IV. 1.). Diese
unionsrechtliche Vermittlerhaftung besteht verschuldensunab-
hängig, sobald ein Diensteanbieter als Vermittler eingeordnet
werden kann (hierzu unter IV. 2.).

1. Begriff des Vermittlers, Art. 8 Abs. 3 InfoSoc-Richtlinie
Der Begriff des Vermittlers ist weit zu verstehen und erfasst
gemäß Art. 8 Abs. 3 InfoSoc-Richtlinie sowie Art. 11 S. 3 Enforce-
ment-Richtlinie jede natürliche oder juristische Person, deren
Dienst von einem Dritten zur Begehung einer Rechtsverletzung
genutzt wird. In der deutschen Fassung von Art. 11 S. 3 Enforce-
ment-Richtlinie wird diesbezüglich der Begriff der „Mittelsper-
son“ verwendet. Die Begriffe „Vermittler“ und „Mittelsperson“
sind jedoch synonym zu verstehen. Zum einen verwenden beide
Richtlinien identische Definitionen und zum anderen wird in den
englischen Fassungen der InfoSoc-Richtlinie und Enforcement-
Richtlinie einheitlich auf den Begriff „intermediaries“ abgestellt,
sodass von einem einheitlichen Begriffsverständnis auszugehen
ist. Nach der Rechtsprechung des EuGH ist es zur Einordnung als
Vermittler erforderlich, dass jemand eine Dienstleistung anbie-
tet, die dazu geeignet ist, von einer oder mehreren anderen Per-
sonen zur Begehung von Urheberrechtsverletzungen benutzt zu
werden, wobei der Vermittler kein besonderes Verhältnis, insbe-
sondere kein Vertragsverhältnis, zu dieser Person oder diesen
Personen pflegen muss.51) Erfasst sind daher alle Dienste, die als
Kette in unterschiedlicher Funktion und in unterschiedlichem
Ausmaß an einer konkreten Urheberrechtsverletzung beteiligt
sind.52) Zur Einordnung als Vermittler kann es genügen, wenn
der Diensteanbieter lediglich eine Einrichtung i. S. v. Erwägungs-
grund 27 InfoSoc-Richtlinie bereitstellt, die z. B. die Wiedergabe
eines urheberrechtlich geschützten Inhalts ermöglicht oder be-
wirkt, sofern er dadurch als Vermittler zwischen der unmittelbar
handelnden Person und der Öffentlichkeit fungiert.53) Ein kau-
saler Beitrag für die unmittelbare Urheberrechtsverletzung eines
Dritten ist nicht erforderlich. Es genügt vielmehr, wenn diese
lediglich durch den Dienst des Vermittlers in irgendeiner Weise
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42) So auch die h. M. Grünberger, ZUM 2018, 321, 330; Jaworski/Nordemann, J. B., GRUR
2017, 567, 571 f.; Leistner, GRUR 2017, 755, 759; Leistner, ZUM 2016, 980, 981 f.;
Nordemann, J. B., GRUR Int. 2018, 526, 533 f.; Ohly, GRUR 2018, 996, 998; Ohly,
GRUR 2018, 178, 188; Ohly, ZUM 2017, 793, 801; Wagner, GRUR 2020, 329, 333 ff.;
Wagner, GRUR 2020, 447, 449 f.

43) EuGH, 22.06.2021 – C‑682/18 u. C‑683/18, WRP 2021, 1019 Rn. 84 – Frank Peter-
son u.a./Google, YouTube u.a.; siehe auch Frey, MMR 2022, 97, 100.

44) Vgl. EuGH, 26.04.2017 – C‑527/15, WRP 2017, 677 Rn. 50 – Stichting Brein/Jack
Frederik Wullems.

45) EuGH, 22.06.2021 – C‑682/18 u. C‑683/18, WRP 2021, 1019 Rn. 86 – Frank Peter-
son u.a./Google, YouTube u.a.; EuGH, 14.06.2017 – C‑610/15, WRP 2017, 936
Rn. 29 – Stichting Brein/Ziggo u.a.; 26.04.2017 – C‑527/15, WRP 2017, 677 Rn. 34 –
Stichting Brein/Jack Frederik Wullems; EuGH, 08.09.2016 – C‑160/15, WRP 2016,
1347 Rn. 38 – GS Media/Sanoma Media u.a.; EuGH, 07.03.2013 – C‑607/11, WRP
2013, 618 Rn. 42 f. – ITV Broadcasting u.a./TVCatchup.

46) EuGH, 07.03.2013 – C‑607/11, WRP 2013, 618 Rn. 42 f. – ITV Broadcasting u.a./
TVCatchup; 07.12.2006 – C‑306/05, GRUR 2007, 225 Rn. 44 – SGAE/Rafeal.

47) EuGH, 22.06.2021 – C‑682/18 u. C‑683/18, WRP 2021, 1019 Rn. 86 – Frank Peter-
son u.a./Google, YouTube u.a.; so auch GA Øe, Schlussantrag v. 16.07.2020 – C‑682/
18 u. C‑683/18, BeckRS 2020, 18772 Rn. 112 ff. – Frank Peterson u.a./Google, You-
Tube u.a.

48) EuGH, 08.09.2016 – C‑160/15, WRP 2016, 1347 Rn. 51 – GS Media/Sanoma Media
u.a.

49) EuGH, 22.06.2021 – C‑682/18 u. C‑683/18, WRP 2021, 1019 Rn. 85 – Frank Peter-
son u.a./Google, YouTube u.a.

50) GA Øe, Schlussantrag v. 16.07.2020 – C‑682/18 u. C‑683/18, BeckRS 2020, 18772
Rn. 111 – Frank Peterson u.a./Google, YouTube u.a.; GA Szpunar, Schlussantrag v.
08.02.2017 – C‑610/15, BeckRS 2017, 101407 Rn. 51 f. – Stichting Brein/Ziggo u.a.

51) EuGH, 07.07.2016 – C‑494/15, GRUR 2016, 1062 Rn. 23 – Tommy Hilfiger/Delta
Center; EuGH, 27.03.2014 – C‑314/12, WRP 2014, 540 Rn. 30 ff. – UPC Telekabel
Wien/Constantin Film Verleih u.a.

52) Vgl. GA Øe, Schlussantrag v. 16.07.2020 – C‑682/18 u. C‑683/18, BeckRS 2020,
18772 Rn. 67 – Frank Peterson u.a./Google, YouTube u.a.

53) Vgl. GA Øe, Schlussantrag v. 16.07.2020 – C‑682/18 u. C‑683/18, BeckRS 2020,
18772 Rn. 69 – Frank Peterson u.a./Google, YouTube u.a.
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gefördert wird.54) Der Begriff des Vermittlers ist außerdem nicht
auf den elektronischen Handel und die Kommunikation über das
Internet beschränkt, sondern kann z. B. auch den Vermieter von
Verkaufsflächen in einer Markthalle erfassen, in der urheber-
echtsverletzende Ware verkauft wird.55)

2. Bestehen der Vermittlerhaftung

Die Vermittlerhaftung besteht gegenüber sämtlichen Vermittlern
verschuldensunabhängig, ohne dass weitere Voraussetzungen
vorliegen müssen. Gemäß Art. 8 Abs. 3 InfoSoc-Richtlinie genügt
es, dass der Diensteanbieter, dessen Dienst zur Begehung einer
Urheberrechtsverletzung genutzt wurde, als Vermittler einge-
ordnet werden kann. Durch die unionsrechtliche Vermittlerhaf-
tung soll gerade kein vorwerfbares Verhalten des Vermittlers
sanktioniert werden. Ein Vermittler kann daher selbst dann
durch einen Rechteinhaber im Rahmen der Vermittlerhaftung
in Anspruch genommen werden, wenn er sich an alle geltenden
Verpflichtungen und sämtliche urheberrechtliche Verkehrs-
oder Sorgfaltspflichten gehalten hat, die er bei der Bereitstellung
seines Dienstes zu beachten hat.56) Der Vermittlerhaftung liegt
nämlich die Erwägung zugrunde, dass der Vermittler zwar für
die konkrete Urheberrechtsverletzung weder unmittelbar noch
mittelbar verantwortlich ist, aber aufgrund seiner Rolle als Ver-
mittler oftmals am besten in der Lage ist, eine bestehende Urhe-
berrechtsverletzung zu beenden.57) Vermittler sollen daher
durch die jeweiligen Rechteinhaber, unabhängig von ihrer eige-
nen Verantwortlichkeit für eine Urheberrechtsverletzung, dazu
verpflichtet werden können, entsprechende Maßnahmen zur Be-
endigung einer Urheberrechtsverletzung oder aber zur Vorbeu-
gung gegen erneute Urheberrechtsverletzungen zu ergreifen.58)

Die Ansprüche, die im Rahmen der Vermittlerhaftung geltend
gemacht werden können, sind im Vergleich zur Primär- und Se-
kundärhaftung eingeschränkt. Während von der Primär- und Se-
kundärhaftung uneingeschränkt Ansprüche auf Beseitigung, Un-
terlassung und Schadensersatz erfasst sind, richtet sich die Ver-
mittlerhaftung ausschließlich auf die Beendigung und Vorbeu-
gung von Urheberrechtsverletzungen. Insofern können im Rah-
men der Vermittlerhaftung insbesondere konkrete Maßnahmen
geltend gemacht werden, die zu einer Entfernung oder Sperrung
von urheberrechtsverletzenden Inhalten durch den Vermittler
führen und daher ein „Weniger“ im Vergleich zur Beseitigung
und Unterlassung darstellen.

V. Umsetzung der unionsrechtlichen Grundsätze in
der deutschen Rechtsprechung

Hinsichtlich der Haftung für Urheberrechtsverletzungen wird in
der deutschen Rechtsprechung derzeit zwischen einer Verant-
wortlichkeit als Täter (hierzu unter V. 1.), Teilnehmer (hierzu
unter V. 2.) und Störer (hierzu unter V. 3.) differenziert.59) Dabei
sind die unionsrechtlichen Grundsätze zur Primär-, Sekundär-
und Vermittlerhaftung entsprechend zu berücksichtigen. In die-
sem Zusammenhang ist insbesondere die Entscheidung des

EuGH in der verbundenen Rechtssache Frank Peterson u.a./Goo-
gle, YouTube u.a. zu beachten, die der BGH jüngst in seiner
Rechtsprechung umgesetzt hat (hierzu unter V. 4.).

1. Verantwortlichkeit als Täter
Nach der Rechtsprechung des BGH ist jemand als Täter für eine
Urheberrechtsverletzung verantwortlich, wenn er i. S. v. § 25
Abs. 1 StGB eigenständig oder als mittelbarer Täter ein geschütz-
tes Recht verletzt und folglich den Tatbestand in eigener Person
verwirklicht.60) Außerdem kommt eine Mittäterschaft gemäß
§ 25 Abs. 2 StGB i. V.m. § 830 Abs. 1 S. 1 BGB in Betracht, wenn
jemand die Urheberrechtsverletzung gemeinschaftlich mit
einem Dritten begeht, indem er bewusst und gewollt mit diesem
zusammenwirkt.61) Nach deutschem Recht kann ein Dienstean-
bieter – ebenso wie nach den unionsrechtlichen Grundsätzen –
auch dann als Täter verantwortlich sein, wenn er eine fremde
Handlung übernimmt und durch ein aktives Tätigwerden selbst
erneut vornimmt, sofern er bei der Wiederholung der Handlung
sämtliche Voraussetzungen des jeweiligen Tatbestands der Ur-
heberrechtsverletzung erfüllt. Schließlich ist nach der Rechtspre-
chung des BGH ein Diensteanbieter auch dann als Täter verant-
wortlich, wenn er sich fremde urheberrechtsverletzende Inhalte
zu eigen macht.62) Folglich ist die Verantwortlichkeit als Täter
mit der unionsrechtlichen Primärhaftung vereinbar.

2. Verantwortlichkeit als Teilnehmer
Ein Diensteanbieter kann als Teilnehmer für eine Urheberrechts-
verletzung im Internet verantwortlich sein, wenn er gemäß
§§ 26, 27 Abs. 1 StGB i. V.m. § 830 Abs. 2 BGB entweder als
Anstifter oder Gehilfe an dieser beteiligt ist. Bei Urheberrechts-
verletzungen im Internet kommt in erster Linie eine Verantwort-
lichkeit als Gehilfe in Betracht. Diese Gehilfenhaftung setzt aller-
dings zwangsläufig einen doppelten Gehilfenvorsatz voraus, der
nicht mit den unionsrechtlichen Grundsätzen zur Sekundärhaf-
tung vereinbar ist.

a) Doppelter Gehilfenvorsatz
Eine Verantwortlichkeit als Gehilfe kann nur vorliegen, wenn
jemand einen objektiven Tatbeitrag zu einer rechtswidrigen
Haupttat leistet und dabei zumindest bedingten Vorsatz hinsicht-
lich seiner Beihilfehandlung selbst sowie der Rechtswidrigkeit
der Haupttat hat (sog. doppelter Gehilfenvorsatz).63) Hinsichtlich
der Rechtswidrigkeit der Haupttat besteht dieser bedingte Vor-
satz allerdings nicht, wenn ein Diensteanbieter nur generell da-
mit rechnet, dass sein Dienst gelegentlich für Urheberrechtsver-
letzungen im Internet ausgenutzt wird oder er allgemeine Kennt-
nis davon hat, dass sein Dienst für Urheberrechtsverletzungen
verwendet wird.64) Zur Annahme einer Gehilfenhaftung ist es
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54) So auch Nordemann, J. B., GRUR 2021, 18, 20.
55) EuGH, 07.07.2016 – C‑494/15, GRUR 2016, 1062 Rn. 29 f. – Tommy Hilfiger/Delta

Center.
56) Vgl. GA Øe, Schlussantrag v. 16.07.2020 – C‑682/18 u. C‑683/18, BeckRS 2020,

18772 Rn. 209 u. 214 – Frank Peterson u.a./Google, YouTube u.a.
57) Erwägungsgrund 59 InfoSoc-Richtlinie; zum Prinzip des „cheapest cost avoider“ siehe

Wagner, GRUR 2020, 329, 337 f.
58) EuGH, 07.07.2016 – C‑494/15, GRUR 2016, 1062 Rn. 22 – Tommy Hilfiger/Delta

Center; EuGH, 24.11.2011 – C‑70/10, GRUR 2012, 265 Rn. 31 – Scarlet Extended/
SABAM; EuGH, 12.07.2011 – C‑324/09, WRP 2011, 1129 Rn. 127 ff. – L’Oréal/eBay.

59) St. Rspr. BGH, 10.01.2019 – I ZR 267/15, WRP 2019, 1013 Rn. 107 – Cordoba II;
BGH, 06.12.2017 – I ZR 186/16, WRP 2018, 480 Rn. 25 – Konferenz der Tiere; BGH,
05.02.2015 – I ZR 240/12,WRP 2015, 577 Rn. 35 –Kinderhochstühle im Internet III.

60) BGH, 10.01.2019 – I ZR 267/15, WRP 2019, 1013 Rn. 107 – Cordoba II; BGH, 16.05.
2013 – I ZR 216/11, WRP 2013, 1613 Rn. 29 –Kinderhochstühle im Internet II; BGH,
22.07.2010 – I ZR 139/08, WRP 2011, 223 Rn. 30 – Kinderhochstühle im Internet I;
zur mittelbaren Täterschaft BGH, 22.06.2011 – I ZR 159/10, WRP 2011, 1469
Rn. 21 – Automobil-Onlinebörse.

61) BGH, 10.01.2019 – I ZR 267/15, WRP 2019, 1013 Rn. 107 – Cordoba II; BGH, 06.12.
2017 – I ZR 186/16,WRP 2018, 480 Rn. 25 –Konferenz der Tiere; BGH, 22.07.2010 –
I ZR 139/08, WRP 2011, 223 Rn. 30 – Kinderhochstühle im Internet I.

62) BGH, 04.04.2017 – VI ZR 123/16, WRP 2017, 806 Rn. 18 – Haftung des Betreibers
eines Bewertungsportals für Äußerungen Dritter; BGH, 01.03.2016 – VI ZR 34/15,
WRP 2016, 731 Rn. 17 – jameda.de II; BGH, 19.03.2015 – I ZR 94/13, WRP 2015,
1326 Rn. 25 – Hotelbewertungsportal; BGH, 12.11.2009 – I ZR 166/07, WRP 2010,
922 Rn. 23 – marions-kochbuch.de.

63) BGH, 22.06.2011 – I ZR 159/10, WRP 2011, 1469 Rn. 24 – Automobil-Onlinebörse;
BGH, 22.07.2010 – I ZR 139/08, WRP 2011, 223 Rn. 30 – Kinderhochstühle im In-
ternet I; BGH, 19.04.2007 – I ZR 35/04, WRP 2007, 964 Rn. 31 – Internet-Versteige-
rung II; BGH, 11.03.2004 – I ZR 304/01, GRUR 2004, 860, 863 f. – Internet-Verstei-
gerung I; siehe ausführlich Jaworski/Nordemann, J. B., GRUR 2017, 567, 567 ff.; Ohly,
ZUM 2017, 793, 794 f.

64) OLG München, 02.03.2017 – 29 U 1797/16, WRP 2017, 733 Rn. 38 u. 45 – Gray’s
Anatomy; OLG Hamburg, 13.05.2013 – 5W 41/13, MMR 2013, 533, 534 – Gehilfen-
haftung eines Sharehosters.
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erforderlich, dass der Diensteanbieter Kenntnis von der jeweils
konkreten Urheberrechtsverletzung hat, weshalb ihm bekannt
sein muss, dass er durch die Bereitstellung seines Dienstes eine
unmittelbare Verletzungshandlung fördert und ein Dritter da-
durch eine konkrete Urheberrechtsverletzung begeht.65)

b) Vereinbarkeit mit der unionsrechtlichen Sekundär-
haftung

Zur Begründung der unionsrechtlichen Sekundärhaftung genügt
es abweichend vom doppelten Gehilfenvorsatz, wenn der Diens-
teanbieterweiß oder vernünftigerweise hättewissenmüssen, dass
über seinen Dienst durch Nutzer im Allgemeinen urheberrecht-
lich geschützte Inhalte rechtswidrig öffentlich zugänglich ge-
macht werden und er dennoch keine geeigneten technischenMaß-
nahmen ergreift, die von einem die übliche Sorgfalt beachtenden
Wirtschaftsteilnehmer in seiner Situation erwartet werden kön-
nen, um Urheberrechtsverletzungen über seinen Dienst glaub-
würdig und wirksam zu bekämpfen (siehe hierzu bereits Ziffer
III. 3.).66) Daher kann bereits die Verletzung von urheberrecht-
lichenVerkehrs- und Sorgfaltspflichtenund damit ein fahrlässiges
Handeln des Diensteanbieters zur Annahme einer Sekundärhaf-
tung führen. Ein solches urheberrechtliches Fahrlässigkeitsdelikt
wird nach deutschem Recht bei Urheberrechtsverletzungen aller-
dings nicht von der Gehilfenhaftung erfasst. Die unionsrechtliche
Sekundärhaftung ist insofern weiter gefasst als die Verantwort-
lichkeit als Gehilfe nach deutschem Recht. Zu beachten ist in die-
sem Zusammenhang, dass die Rechtsprechung der einzelnen Zi-
vilsenate des BGHhinsichtlich einer Verantwortlichkeit fürmittel-
bare Verletzungshandlungen nicht einheitlich ist.67) Während
der I. Zivilsenat des BGH für das Urheberrecht bislang eine Ver-
antwortlichkeit eines Diensteanbieters als Teilnehmer ablehnt,
sofern dieser hinsichtlich der Rechtswidrigkeit der Haupttat ledig-
lich fahrlässig handelt,68) wird für andere Rechtsgebiete ein sol-
ches Fahrlässigkeitsdelikt teilweise angenommen.69)

3. Verantwortlichkeit als Störer
Die unionsrechtlichen Vorgaben zur Vermittlerhaftung wurden
im deutschen Recht bislang nicht explizit umgesetzt. Der deut-
sche Gesetzgeber ging davon aus, dass die Grundsätze zur Stö-
rerhaftung, die die deutsche Rechtsprechung entwickelt hat, die
unionsrechtliche Vermittlerhaftung bereits vollumfänglich um-
setzt und durch die ständige Rechtsprechung bereits angewandt
wird.70) Diese Grundsätze der Störerhaftung sind zwar im We-
sentlichen mit der unionsrechtlichen Vermittlerhaftung verein-
bar, allerdings sind dennoch verschiedene Änderungen in der
Rechtsprechung erforderlich, um einen richtlinienkonformen
Zustand zu schaffen.71)

a) Grundsätze der Störerhaftung
Nach den Grundsätzen der Störerhaftung können Diensteanbie-
ter für fremde Urheberrechtsverletzungen im Internet, die Dritte
durch die Nutzung ihrer Dienste begehen, als Störer verantwort-
lich sein. Die Störerhaftung basiert auf einer analogen Anwen-
dung des dinglichen Abwehranspruchs aus § 1004 BGB und be-
gründet eine verschuldensunabhängige, eigenständige Verant-
wortlichkeit des Diensteanbieters für dessen Mitwirkung an
der fremden Urheberrechtsverletzung.72) Folglich kann ein Stö-
rer nur auf Beseitigung und Unterlassung in Anspruch genom-
men werden, weil ein Anspruch auf Schadensersatz gemäß § 97
Abs. 2 S. 1 UrhG gerade ein Verschulden voraussetzen würde.
Nach der ständigen Rechtsprechung des BGH kann bei einer
Urheberrechtsverletzung jeder Diensteanbieter als Störer verant-
wortlich sein, der in irgendeiner Weise willentlich und adäquat
kausal zu einer fremden Urheberrechtsverletzung beiträgt, ohne
dabei Täter oder Teilnehmer zu sein.73) Damit die Störerhaftung
allerdings nicht über Gebühr auf Dritte erstreckt wird, setzt die
ständige Rechtsprechung des BGH voraus, dass der Dienstean-
bieter eine ihm obliegende Prüf- oder Überwachungspflicht ver-
letzt hat, deren Einhaltung im Einzelfall umsetzbar und zumut-
bar gewesen wäre. Die Verletzung einer solchen Prüf- und Über-
wachungspflicht begründet allerdings kein Verschulden im Hin-
blick auf die konkrete Urheberrechtsverletzung, sondern
schränkt den Anwendungsbereich der Störerhaftung auf bloß
mittelbare Tatbeiträge zur Urheberrechtsverletzung ein. Darüber
hinaus ist im Rahmen der Störerhaftung zu berücksichtigen, dass
dem Diensteanbieter nur Maßnahmen auferlegt werden dürfen,
die diesem wirtschaftlich und tatsächlich zumutbar sind.74)

b) Vereinbarkeit mit der unionsrechtlichen Vermittler-
haftung

In der verbundenen Rechtssache Frank Peterson u.a./Google,
YouTube u.a. hat der EuGH entschieden, dass die Grundsätze
der Störerhaftung im Wesentlichen mit den unionsrechtlichen
Vorgaben zur Vermittlerhaftung vereinbar sind.75) Diese Ent-
scheidung des EuGH bezog sich jedoch auf Diensteanbieter, die
sowohl Vermittler i. S. v. Art. 8 Abs. 3 InfoSoc-Richtlinie als auch
Diensteanbieter i. S. v. Art. 2 lit. a) und b) E-Commerce-Richtlinie
sind.76) Dies hat zur Folge, dass neben der Verantwortlichkeit
nach den allgemeinen Gesetzen zusätzlich die Haftungsprivile-
gierungen der Art. 12 bis 15 E-Commerce-Richtlinie (bzw. §§ 7
bis 10 TMG) zu beachten waren. Diese Haftungsprivilegierungen
wirken sich auf die unionsrechtliche Vermittlerhaftung aus und
schränken diese teilweise ein, sodass der EuGH in seiner Ent-
scheidung lediglich von einer eingeschränkten Vermittlerhaf-
tung ausging.
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65) Vgl. BGH, 15.08.2013 – I ZR 80/12, WRP 2013, 1348 Rn. 28 – File-Hosting-Dienst;
BGH, 12.07.2012 – I ZR 18/11, WRP 2013, 332 Rn. 17 – Alone in the Dark; BGH,
18.11.2010 – I ZR 155/09, WRP 2011, 881 Rn. 33 – Sedo; BGH, 12.07.2007 –

I ZR 18/04, WRP 2007, 1173 Rn. 21 – Jugendgefährdende Medien bei eBay; BGH,
19.04.2007 – I ZR 35/04, WRP 2007, 964 Rn. 31 – Internet-Versteigerung II.

66) EuGH, 22.06.2021 – C‑682/18 u. C‑683/18, WRP 2021, 1019 Rn. 84 – Frank Peter-
son u.a./Google, YouTube u.a.; siehe bereits EuGH, 14.06.2017 – C‑610/15, WRP
2017, 936 Rn. 45 – Stichting Brein/Ziggo u.a.; EuGH, 26.04.2017 – C‑527/15, WRP
2017, 677 Rn. 50 – Stichting Brein/Jack Frederik Wullems.

67) Siehe ausführlich Leistner, MMR-Beil. 2010, 1, 1 ff.; Wagner, GRUR 2020, 329, 334 f.
68) Vgl. BGH, 20.09.2018 – I ZR 53/17,WRP 2018, 1480 Rn. 50 – uploaded I; BGH, 13.09.

2018 – I ZR 140/15, WRP 2018, 1338 Rn. 59 – YouTube I.
69) Für das allgemeine Deliktsrecht BGH, 27.02.2018 – VI ZR 489/16, WRP 2018, 694

Rn. 27 ff. – Prüfungspflicht eines Internet-Suchmaschinen-Betreibers; BGH, 28.07.
2015 – VI ZR 340/14, GRUR 2016, 104 Rn. 34 – recht§billig; für das Patentrecht
BGH, 17.09.2009 – Xa ZR 2/08, WRP 2009, 1394 Rn. 34 – MP3-Player-Import; für
das Lauterkeitsrecht BGH, 18.06.2015 – I ZR 74/14, WRP 2016, 187 Rn. 22 ff. –
Haftung für Hyperlinks; BGH, 19.03.2015 – I ZR 94/13, WRP 2015, 1326 Rn. 29 ff. –
Hotelbewertungsportal.

70) Begr. RegE v. 20.04.2007, BT-Drs. 16/5048, S. 32.
71) Siehe ausführlich EuGH, 22.06.2021 – C‑682/18 u. C‑683/18, WRP 2021, 1019

Rn. 119 ff. – Frank Peterson u.a./Google, YouTube u.a.; vgl. auch Frey, MMR 2022,
97, 101 f.

72) Vgl. Hoeren, in: Hoeren/Sieber/Holznagel, Handbuch Multimedia-Recht, Teil 18.2
Rn. 18; Paal, in: Hoeren/Bensinger, Haftung im Internet, Kap. 7 Rn. 12;Wagner, GRUR
2020, 329, 333 f.

73) St. Rspr. BGH, 15.10.2020 – I ZR 13/19, WRP 2021, 56 Rn. 13 – Störerhaftung des
Registrars; BGH, 07.03.2019 – I ZR 53/18,WRP 2019, 1025 Rn. 15 – Bringmich nach
Hause; BGH, 26.07.2018 – I ZR 64/17, WRP 2018, 1202 Rn. 15 – Dead Island; BGH,
21.09.2017 – I ZR 11/16, WRP 2018, 201 Rn. 74 – Vorschaubilder III; BGH, 26.11.
2015 – I ZR 174/14, WRP 2016, 341 Rn. 21 – Störerhaftung des Accessproviders;
BGH, 05.02.2015 – I ZR 240/12, WRP 2015, 577 Rn. 49 f. – Kinderhochstühle im
Internet III; BGH, 15.08.2013 – I ZR 80/12, WRP 2013, 1348 Rn. 30 – File-Hosting-
Dienst; BGH, 12.07.2012 – I ZR 18/11, WRP 2013, 332 Rn. 19 – Alone in the Dark.

74) St. Rspr. BGH, 15.10.2020 – I ZR 13/19, WRP 2021, 56 Rn. 13 – Störerhaftung des
Registrars; BGH, 07.03.2019 – I ZR 53/18,WRP 2019, 1025 Rn. 15 – Bringmich nach
Hause; BGH, 26.07.2018 – I ZR 64/17, WRP 2018, 1202 Rn. 15 – Dead Island; BGH,
21.09.2017 – I ZR 11/16, WRP 2018, 201 Rn. 74 – Vorschaubilder III; BGH, 26.11.
2015 – I ZR 174/14, WRP 2016, 341 Rn. 21 – Störerhaftung des Accessproviders;
BGH, 08.01.2014 – I ZR 169/12, WRP 2014, 851 Rn. 22 – BearShare; BGH, 15.08.
2013 – I ZR 80/12, WRP 2013, 1348 Rn. 30 – File-Hosting-Dienst; BGH, 12.07.2012 –
I ZR 18/11, WRP 2013, 332 Rn. 19 – Alone in the Dark.

75) EuGH, 22.06.2021 – C‑682/18 u. C‑683/18, WRP 2021, 1019 Rn. 119 ff. – Frank
Peterson u.a./Google, YouTube u.a.

76) Vgl. EuGH, 22.06.2021 – C‑682/18 u. C‑683/18, WRP 2021, 1019 Rn. 120 – Frank
Peterson u.a./Google, YouTube u.a.
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Bei der uneingeschränkten unionsrechtlichen Vermittlerhaftung
ist der Begriff des Vermittlers i. S. v. Art. 8 Abs. 3 InfoSoc-Richt-
linie weiter zu verstehen als der Begriff des Störers. Nach der
Rechtsprechung des BGH kann nur derjenige Störer sein, der in
irgendeiner Weise willentlich und adäquat kausal zu einer frem-
den Urheberrechtsverletzung beiträgt.77) Zur Einordnung als
Vermittler i. S. v. Art. 8 Abs. 3 InfoSoc-Richtlinie ist gerade kein
kausaler Beitrag erforderlich, sondern es genügt vielmehr jede
Beteiligung oder Förderung der unmittelbaren Verletzungshand-
lung.78) Außerdem darf das Bestehen der unionsrechtlichen Ver-
mittlerhaftung nicht von der Verletzung einer allgemeinen Prüf-
oder Überwachungspflicht abhängig sein.79) Die Vermittlerhaf-
tung besteht bereits ab dem Zeitpunkt, zu dem feststeht, dass
Dritte über den Dienst des Vermittlers eine Rechtsverletzung
vorgenommen haben.80) Im Rahmen der Vermittlerhaftung
kommt es gerade nicht darauf an, ob der Vermittler eine allge-
meine Prüf- oder Überwachungspflicht verletzt hat, sondern aus-
schließlich darauf, dass ein Dritter eine Rechtsverletzung began-
gen und dabei den Dienst des Vermittlers genutzt hat. Selbst
wenn sich der Vermittler an alle geltenden Verpflichtungen
und Verkehrs- oder Sorgfaltspflichten gehalten hat, die er bei
der Bereitstellung seines Dienstes zu beachten hat, kann er bei
einer Urheberrechtsverletzung, die durch die Nutzung seines
Dienstes begangen wurde, dennoch im Rahmen der Vermittler-
haftung in Anspruch genommen werden.81) Die Grundsätze der
Störerhaftung sind daher nur dann mit den unionsrechtlichen
Vorgaben zur Vermittlerhaftung vereinbar, wenn der Begriff
des Störers weiter gefasst wird und insbesondere keine Verlet-
zung einer Prüf- oder Überwachungspflicht zur Begründung der
Störerhaftung eines Diensteanbieters vorausgesetzt wird.

4. Umsetzung der EuGH-Entscheidung Frank Peterson
u.a./Google, YouTube u.a. durch die Rechtsprechung
des BGH

Die vom BGH bei Urheberrechtsverletzungen im Internet ange-
wandte Haftungssystematik führt, wie aufgezeigt, durchaus zu
dogmatischen Schwierigkeiten und einzelnen Wertungswider-
sprüchen im Vergleich zur unionsrechtlichen Primär-, Sekundär-
und Vermittlerhaftung. Bereits vor den beiden Vorabentschei-
dungsersuchen YouTube I und uploaded I des BGH an den EuGH
wurde eine Reform des deutschen Rechts bzw. der Rechtspre-
chung gefordert und sich für eine Differenzierung nach unmittel-
baren und mittelbaren Urheberrechtsverletzungen ausgespro-
chen.82) Dennoch hat der BGH bei der Umsetzung der Entschei-
dung des EuGH in der verbundenen Rechtssache Frank Peterson
u.a./Google, YouTube u.a. wiederum keine Differenzierung zwi-
schen unmittelbaren und mittelbaren Urheberrechtsverletzun-
gen vorgenommen, sondern vielmehr seine Haftungssystematik
aufrechterhalten.

Der BGH hat in den Rechtssachen YouTube II, uploaded II und
uploaded III die Ausführungen des EuGH zur unionsrechtlichen
Sekundärhaftung aufgegriffen und hat diese sodann für das deut-
sche Recht jeweils einer „täterschaftlich“ begangenen Urheber-
rechtsverletzung zugrunde gelegt.83) Zur Begründung führt der
BGH in den Rechtssachen YouTube II und uploaded III aus, dass
eine täterschaftliche Haftung für eine Urheberrechtsverletzung
besteht, wenn ein Diensteanbieter nicht unverzüglich die erfor-
derlichenMaßnahmen ergreift, um einen urheberrechtsverletzen-
den Inhalt zu entfernen oder den Zugang zu diesem zu sperren,
obwohl er durch den Rechteinhaber auf die Urheberrechtsverlet-
zung hingewiesen wurde.84) Insoweit gibt der BGH seine bisheri-
ge Rechtsprechung auf, wonach ein solcher Hinweis eines Rech-
teinhabers bislang lediglich eine Haftung des Diensteanbieters als
Störer begründen konnte.85) Der BGH hat daher in den beiden
Rechtssachen YouTube II und uploaded III nicht auf die mittel-
barenHandlungen derVideo-Sharing-Plattformund der Sharehos-
ting-Plattform durch die bloße Bereitstellung der jeweiligen Diens-
te und eine etwaige Verletzung von urheberrechtlichen Verkehrs-
oder Sorgfaltspflichten abgestellt, sondern hat berücksichtigt,
dass die jeweiligen Diensteanbieter einen klaren Hinweis auf Ur-
heberrechtsverletzungen durch die maßgeblichen Rechteinhaber
ignoriert bzw. nicht rechtzeitig die erforderlichen Maßnahmen
ergriffen haben. Während nach den unionsrechtlichen Grundsät-
zen ein solcher Fall der Sekundärhaftung unterfallenwürde (siehe
hierzu bereits Ziffer III. 3. d)), geht der BGH davon aus, dass es
durch die Missachtung des Hinweises – wohl durch ein Unterlas-
sen – zu einer Billigung der Urheberrechtsverletzung kommt und
daher eine täterschaftliche Haftung anzunehmen ist. Insofern
musste der BGH nicht darüber entscheiden, ob er die strafrecht-
lichen Rechtsgrundsätze und die Grundsätze der Störerhaftung
aufgibt und stattdessen zukünftig zwischen unmittelbaren und
mittelbaren Urheberrechtsverletzungen unterscheidet.

VI. Fazit und Ausblick
Ob der I. Zivilsenat des BGH für Urheberrechtsverletzungen wei-
ter an seiner Haftungssystematik und der Verantwortlichkeit als
Täter und Teilnehmer sowie den Grundsätzen der Störerhaftung
festhalten wird oder aber diese Grundsätze zugunsten der An-
nahme einer Primär-, Sekundär- und Vermittlerhaftung aufgibt,
ist auch nach den Urteilen des BGH in den Rechtssachen You-
Tube II, uploaded II und uploaded III weiter offen. Erforderlich
wäre es jedenfalls bei der Verantwortlichkeit als Gehilfe im deut-
schen Recht die unionsrechtlichen Vorgaben zur Sekundärhaf-
tung zu berücksichtigen. Entgegen dem doppelten Gehilfenvor-
satz muss eine Verantwortlichkeit eines Diensteanbieters für
eine Urheberrechtsverletzung im Internet angenommen werden,
wenn dieser bei der Vornahme einer mittelbaren Handlung hin-
sichtlich der Rechtswidrigkeit der Haupttat fahrlässig handelt
und dabei eine urheberrechtliche Verkehrs- oder Sorgfaltspflicht
verletzt. In einem solchen Fall ist eine fahrlässige Urheberrechts-
verletzung durch einemittelbare Verletzungshandlung anzuneh-
men.86) Hinsichtlich der urheberrechtlichen Verkehrs- und Sorg-
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77) St. Rspr. BGH, 15.10.2020 – I ZR 13/19, WRP 2021, 56 Rn. 13 – Störerhaftung des
Registrars; BGH, 07.03.2019 – I ZR 53/18,WRP 2019, 1025 Rn. 15 – Bringmich nach
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78) Vgl. Nordemann, J. B., GRUR 2021, 18, 20.
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GRUR 2020, 329, 333 ff.; Wagner, GRUR 2020, 447, 449 f.

83) BGH, 02.06.2022 – I ZR 140/15,WRP 2022, 1106 Rn. 67 ff. – YouTube II; BGH, 02.06.
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faltspflichten könnten die vom BGH im Rahmen der Störerhaf-
tung entwickelten Prüf- und Überwachungspflichten herangezo-
gen werden.87) Eine Verletzung dieser Prüf- und Sorgfaltspflich-
ten würde dann allerdings nicht zu einer eingeschränkten Stö-
rerhaftung, sondern zu einer uneingeschränkten Sekundärhaf-
tung führen, die auch Schadensersatzansprüche umfasst.88)

Durch die Annahme eines solchen Fahrlässigkeitsdelikts für mit-
telbare Verletzungshandlungen wird im Übrigen die Verantwort-
lichkeit von Diensteanbietern im Internet nicht über Gebühr er-
streckt. Ein Ausgleich aller schutzwürdigen Interessen, kann da-
durch erfolgen, dass bei der individuellen Beurteilung der Rolle
des Diensteanbieters auch berücksichtigt wird, welche urheber-
rechtlichen Verkehrs- oder Sorgfaltspflichten ihm im konkreten
Einzelfall technisch überhaupt möglich und zumutbar sind. Um

zukünftig Wertungswidersprüche, insbesondere im Hinblick auf
die unionsrechtliche Sekundärhaftung, zu vermeiden, wäre es
jedenfalls überzeugender, auch im deutschen Recht nach unmit-
telbaren und mittelbaren Urheberrechtsverletzungen zu unter-
scheiden und die Störerhaftung an die unionsrechtliche Vermitt-
lerhaftung anzugleichen.89)

87) So auch Ahrens, WRP 2007, 1281, 1286 ff.; Leistner, GRUR-Beil. 2010, 1, 18 ff.; Ohly,
GRUR 2017, 441, 443; Ohly, ZUM 2017, 793, 797; Spindler, in: Spindler/Schmitz,
TMG, § 7 Rn. 56; Spindler/Volkmann, WRP 2003, 1, 6 ff.

88) Vgl. Jaworski/Nordemann, J. B., GRUR 2017, 567, 571 f.; Leistner, GRUR 2017, 755,
759; Ohly, GRUR 2018, 178, 188; Ohly, ZUM 2017, 793, 801; Wagner, GRUR 2020,
329, 334 f.; siehe auch GA Øe, Schlussantrag v. 16.07.2020 – C‑682/18 u. C‑683/18,
BeckRS 2020, 18772 Rn. 224 ff. – Frank Peterson u.a./Google, YouTube u.a.

89) Vgl. auch Ohly, ZUM 2017, 793, 800 f.;Wagner, GRUR 2020, 329, 335;Wagner, GRUR
2020, 447, 449 f.
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I. Einleitung

1. Die Europäische Datenstrategie
Schon im Jahr 2017 widmete sich die EU-Kommission dem Be-
griff der Datenwirtschaft und beschrieb ihn als die Umfassung
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